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Der polnische Kohlenbergbau im Jahre 1933.

Nach den bisher verfügbaren Daten betrug die Förderung der
in der »Polinischen KoihlenlisosnventioM zluisaimimengefchslossenen
Gruben 19136 insgesiath 2701159714 to = l«915,1i8Z der vorijäshsrsis
gen Förderung (2«83s855281 to)s. Da die Förderung im ersten Halb-
jashr nur 819,410 Z sdser vorjiährigen Förderung (11«9Iö"1«1«415gegen
13 3i6s76610 to), iim zwei-ten Haildjaihr dagegen 1i0l0,31,-Z (115064 928

gsesgien 151017 6511 to) betragen halbe, sei also neuerdings eine —

zwar langsam-e und noch gering-e, jedoch stetige — B e s s e r u n g
- der Lage des spolnifchen Kohlen-bergbaus zu

verzeichnen Und zwar sgselte sdiesfe Feststelle auch für den Ab-

satz der Kohle.
Der anlandssasbsatzhalb-e 1496i1 64216 to = 1i0-1i,1·7B des vor-

jährigen Absatzes (1-47i5(9 515 to) betragen. Auch hier sei der Rück-

gang im ersten Haldjsahr atusf s94,!048Z -(ti»5i3i2547 gegenüber
6 943 HGB to) durch die Steigerung im zweiten Hialdjiashr auf
1i07,—«16Z (8 399 07s9 gegenüber 781159882 to) mehr als ausge-
glichen worden«).

Am deutlichsten sei »die Besserung nusf den Lizenzimärkten
Ost-erreich, TsschsechsoslowakehUngarn, Süds.laxvien),wo die Aus-

fuhr im ersten Halb-saht nur 56-,«89Z der vorjäihrigen Ausfuhr
(61i46612 gegen l«’1Elj16518 to), ism «2. Hailibijiashrdagegen 1s172—·,.8-1Z
(11-1lli7«1i2gegenüber list-i 935 to) betragen habe. Zwar habe durch
diese Steigerung der Rückgang des ersten Hiadbsjahres nicht mehr
ausgeglichen werden lisönnen wohl aber seien dadurch 11966 noch
-8-1,2i2 Z der vorjäihirigenAsuisfuhr (1-7Z-1«Zs74 gegen ’2 181i5193 to)
erreicht worden.

Besonders zu lhleigksüszenfei, »daß 1I9s3l3 aUlch Ell-f den freien
Märkten — trotz der rsüclzisichstslosenKonkurrenz Englands in

Skandinavien — der Absatz noch 96,818 Z des VsOtjsähkiigenEx-
iports (79W1i85 gegen 82I2s798t3 to) erreicht hsasbse.Das sei nur

dadurch erzielt worden, daiß der polnische Kohlenbergbau immer

neue Abssiaizsmärkte— besonders ürbers See —- asUifsgsesiIschkhabe
Polens sesewärtigersExport sei daher 1s98s3 nusr wenig hinter dem

Vorjathre zur-üclisg-eb·l-iesben(Export über Danzig und Gdinigen
7 8673645 gegen 8 0468314 t0)..

Die Lage des politischen Kohlenbergbaus hiasbe sich also 1933

Nicht verschlechtert Vor allem hätten die Gruben ihre Finanz-
X—

*»)Psolenss Ksoihilenaiuisfuihrhasbe 11968 den Betrag vdn 1913i2 nichsk
erreiche sei vier-mehr mir 97103 ooo to gegen-übermag (1-086s2M
W) Um to zurück-gebliebenAber iauschhier sei festzustellen-
daß der YIUCkgsaswgausschließlich in die ersten Monat-e des Jah-
res lAIIVQIn den letzten Monaten sich in das Gegenteil verkehrt
habe-—»Dader Nächsan 1(96i2 weit ihölhergewesen seii (1i) 362 list
gegen-über1-4 327000 to jsm Jahre 1gz1.), sei euch hier zweifellos
eine gewisse Stabilisierung erreicht worden. (,,-Gazeta Polska«
Nr. ö, 6. 1. 11934.)

vom OstlandsInstitut in Danzig

verhältnisse ordnen können und durch die —- zwar mit viel Mlühe
und Opfern vollzogen-e —- Ainpiassung an die weiter verschlechter-
ten Konjunkturibsedingungen die Krisse einigermaßen überstanden

Eins der wichtigsten Ereignisse sei die V e ror d nun g de s

Handeslsministersiums vsom Zis. Z-. 1-«933 über

die Sienliung der Kohlenprseisse (u·m 1«4,3·———»20Z)
gewesen Gleich-zeitig habe datmals die Regierung — als Gegen-
wert für weitere Nasdatte asn die Staatsbaihnen uind sdie Expor-
teure — dem Kohlenbergbau für ein Jahr eine neu-e Fracht-
ermiäszigusngvon 3 stoty pro to gewährt, wodurch die Verluste
aus der Psfiundentwertiucng teilweise ausgeglichen worden seien.
Dsasnli dieser Maßnahme hasbe sich der Kohlenexpsort trotz- der

scharfen Gegenaktion Englands und der ungünstigen Lage asuf
den Ausslnndsimärskten ungefähr asuf dem Niveau von 1932 er-

halten, wodurch Tausende »von Bergardeitiern weiter beschäftigt
wurden.

»Aber diese relativ günstige Sachlage erfährt e rh e b-

liche Erschwserungen durch die Unmöglich-

keit, Transaktionen zu längeren Terminen

ab zu schlieB e n, da die Kohlenjndustrie bisher nicht dar-

über silnformiert wurde, ob die Regierung gewillt ist, die er-

wähnten Tarifermiälzigusngen auch nach dem l. April d. Js. Zu

gewähren. Da es aber keinem Zweifel unterliegt, sdalz bei Ein-

stellung dieser ErmäBigungenman eine bedeuten-de Verrjnge-
rung . . . des U-bersee-Exports erwarten mühte, wäre es

sehr erwünscht, dalZ die Industrie schon
heute gebührend über die weitere Dauer
der Tarifermälzigungen jnformiert würde-.

denn infolge sder Unmöglichkeit, langfristige Verträge abzu-

schlieBen, werden verschiedene Möglichkeiten
nic ht au s g e nützt werden können. Das kann der In-
dustrie wie der Nationalertschaft — besonders bezüglich der
Handels- und Zahlusngsbjlanz sowie der Frage der Senkung
der Arbeitslosigkeit — die Gefahr hoher Verluste bereiten.
Der heutige Zustand dser Unsicherheit ist

also eine höchst unerwünschie Erscheinung und kasn n

eventuell sogar den Verlust einiger, mit

soviel Mühe und Opfern eroberter Uber-
seemärkte bewirken«

Von den weiteren Maß-nahmen zur Förderung des Kohlen-
exIPOVkHles noch erwähnenswert die Gewährung von Sonder-
rabsatten bei indirektem Esxport, z. B. die Zubsillisguingermiäßigter
KOIhVeUPreirsefür die Produktion von Exportspiritus

Wenn es so dein Kohlenbergibsasn 10963 gelungen fei, trotz der
unvermindert anhaltenden Krise im Jn- und Auslande seine
Stellung zu behaupten, so sei dies vor allem ein Verdienst
sein-er Organisation, der ,,Polni-schien Kohlen-
h o nv entiv n-.« « Diese fordere zwar von den angeschlossen-en
Unternehmen einen teilweisen Verzicht auf die Freiheit oon Pro-
duktion und Absatz, sichere asber sämtlichen Gruben gleichmäßige
Beschäftigung Die festen Jnliansdsskvntingente ermöglichten die

Fortführung des Erposrts sogar mik gewissen Opfern Es sei sailso
nich-i verwunderlich, dasz die E rhaltung der bi s.

hserigen Organisation sowohl den Gruben- als

auchs der Regierung sehr erwünscht sei, da

ihsr Ende ainf dem Binnsen—m(arsktwilde Konkurrenz und völliges
Ehasos bei-wirken würde.

,,Dabei würden die Gruben, die in geologischer Hinsicht
besonders günstig liegen oder aus anderen Gründen besonders
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niedrige Kosten aufweisen, anderen Gruben den Absatz rau-

ben und sich, besonders . . . durch Exportvernrinderung oder

gar -einstellung, bemühen, vor alle-m den Binnenniairkst zu be-
herrschen. Denn, wenn heute ein-e Kohlenfistma für ihr bestes
Sortiment einen Durchschnittspreis von Zi) Zloty pro to er-

zielt —- die ein-e Hälfte der Produktion auf Export, die ander-e

auf I«n«land-sabsa«tz gerechnet, sowie nach Abzug von Deputat-
kohle und Eigenverbrauch — so wird sie natü tlich vor —

ziehen, die ganz-e Produktion zum Preise

von 21—22 Zloty pro to auf den Markt zu

werfen, statt, wie es heute -ist, sich mit

dem unrentabeln und sorgenvollen Export
abz umühe n . . . Der Konikurrenz.karnpf würde also vitel-

leichst vorübergehend eine gewisse Absatzstseigerung auf dem

Binnenmarxkt bewirken, was aber auf Kosten des Exports ge-

schehen würde . . . Welch ungünstige Folgen das für unsere

Hansdelsbilanz . . ., für sdie Interessen der arbeitenden Schich-
ten hätte, braucht nicht erläutert zu werden. Daher erstreben

sowohl die Industrie wie . . . die Regierungsfasktoren die wei-

tere Erhaltung der Konvention; angesichts dessen scheint die
weitere Erhaltung dieser Organisation der

Koshlenindustrie, die sich auf langjährige-

Erfahrung stützt und dsen natürlichen Ar-

beitsbedingungen der Kohlenindustrie Po-

le n s e n t sp ri c ht — eventuell nach Vornsahme gewisser
Korrekturen in ihrem Statut —- gsesichert.« (»Csodzienna
Gaszetia Landbau-M Nr. 11, 15. 1. 1)9-34.)

Ziemlich gleich-zeitig lberichtet »die gleich-e Quelle, daß die Ver-

handlungen usm die Versiänsgersusngder- Kohslenlkonvention k o n -

krete Ergebnisse bisher nsichst gezeitigt hätten, Es

sei u. a-. erwogen worden, ldurch ein besonderes Rechtsidosmitee
eine neue Orgianiisastionsforimausarbeiten zu lassen, sbzm der Ge-

sdiainske lasussgetauschh»der- neuen Organisation- sdie Form- dses Syndi-
kais zu- geben. Dsa es aber noch völlig unbestimmt sei, ob eine

neue Organisation »durchunmittelbare Verhandlungen der inter-

essierten Firmen werde geschaffen werden können, sei es durch-
asus möglich, dasz sdser Regierungsvertreter C. Peche (Depiartse-
mentsdirektor im HandelssminiisteriuW einen Schiedssornch fällen
werde bzm — falls die Verhandlungen ibis zum 1. April ergeb-
nislos sbleisben sollten — die Konvention von Monat zsu Monat

verlängert wer-den würde.

l,,cod-zienna Gazeta Handlowia« Nr. 9, mi. 1. 19341

Die Stellung der politischen Wirtschastskreise zu den

deutfclyspolniwen Verhandlungen.
. In einem ausdrücklich als »An-fichtpolnischer Wirtschaftskreise

zu den gegenwärtig-en d-eutsch--poslnischenWirtschastsveohsandsluiw
gen« bezeichneten Aussatz iwirsd ausgeführt:

,,In letzter Zeit sind in der Haltung der öffentlichen Mei-

nung Deutschlands bezüglich der Handeilsbeziehungen zu Po-

len riecht erhebliche Wandlungen eingetreten. Lang-e Zeit hin-

durch galt der Zollkrieg als gewisser Erfolg der deutschen
Politik, genauer gesagt, als Weg zum Erfolge. Erwartete man

doch, daB Polen ohne den deutschen Markt als Hauptabnehmer
»und -lieferan«t nicht auskomrnen und kapitulieren würde.

.

Diese Rechnungen sind fehlgeschlagen Selbstverständlich
war der Verlust des deutschen Marsktes . . . ein über-aus emp-
findlicher Schlag für unsern IExoo-rt. Er war aber nicht —

wie ein Teil der deutschen Meinung erwartet hatte —- ein

tödlicher Schlag, sondern regte im Gegen-teil unsern Export
an-, neue Märkte und neue Absatzmiögslichskeiten zu suchen.

Die hier unternommenen Bemühungen lieferten, wenngleich

unter bedeutenden Opfern . . ., beachtliche Erfolge. Den Ex-—

Portbsemühungen folg-ten die Versuche, die Ausiuhr aus

Deutschland durch die eigene Produktion oder die Einfuhr aus

anderen Ländern zu ersetzen.

Die Entstehung und Entfaltung verschieden-er neuer Pro-

duktionszwseige, die trotz der Krise steigenden Umssätze un-

serer Häfen, sind Ausdruck dieser Erfolge, deren Erzielung

uns der Zollkrieg mit Deutschland erleichtert hat.

Wie in diesem Kriege die Zeit zu unsern Gunsten arbeitete-,
erwies sie sich auch nicht als Verbündeter Deutschlands Die

rücksichtslose Handels- und Finanzpolitik brachte Deutschland
in schwer-e Konflikte mit verschiedenen Länder-n; die Folgen
dieser Konflikte wirkten empfindliioh auf den deutschen Ex-

nort. Unter diesen Bedingungen wird Pole-n ein. Part-

-ner, mit dem Deutschland immer stärker

r e c h n e n m u B , zumal die jetzt von uns geschlossenen Ver-

träge bei vertragliosem Verhältnis zu Polen die Aussichten
des deutschen Exporsts nach Polen zugunsten des sExports aus

anderen Ländern vermindern.

Zusammenfassen-d kann man sagen, daB b ei d e n

polnisch-de«utschen Gesprächen unsere Po-

sition heute stärker denn je ist« Selbstver-
ständlich kann diese Lageng dser Verhältnisse nicht ohne

EinfluB auf den Verlauf der Verhandlungen bleiben, denn es

sind viele Voraussetzungen dafür gegeben, daB wir dabei die

grölieren Vorteile erlangen.
Es scheint zweifelhaft, dalz wir dieses Ziel bei Verhand-

lungen, die auf breiterer Grundlage geführt werden, erreichen

könnten, z. B. würde ein auf die Meistbegünsi

stigungsklausel gestützter tarifloser Ver-

trag zweifellos Deutschland gröBere Vor-

t eile b r i n g e n als P o l e n. Denn Deutschland würde

auf unserem Markt alle die ZollermäBigungen, die wir in den

jetzt geschlossenen Handelsverträgen anderen Ländern ge-

währen, erlangen; dagegen wären die V o r t e i l e , d i e

die Meistbegünstigungsklausel unserem Ex-

port nach Deutschland bieten würde, über-

aus b e g r e n zt. sDenn bei der Mehrzahl der Artikel, die

unseren Export interessieren, hat sich Deutschland von den

meisten gebundenen Vertragssätzen befreit und dabei seine

autonomien Zolle erhöht.

lEbenso würde die Aufhebung der gegen-

seitigens Kampfmalznahmen Deutschland grö-

lzere Vorteile bringen als Polen. Die Auf-

hebung der antideutschcn (Verbots-) Listen hätte für die deut-
sche Ausfuhr gröBere Bedeutung als für uns die Aufhebung
dies deutschen Obertarifs Deutschland würde dann nämlich

auf unseren Exoort den Normaltarif anwenden, der fast auf

alle Artikel, die Gegenstand des polnischen Exporsts sind, hohe

Zölle enthält-.

. . . Die überwiegenden Vorteile, die

Deutschland bei dem AbschluBs eines tarif-

losen Vertrages oder auch der Beendigung
des - Zollkrieges zufallen würden, müBten

dadurch ausgeglichen werden, dalz Polen

auf dem deutschen Markt zusätzliche Kon-

zessionen bei Kontingenten und Zöllen ge-

w ä h r t w ü r d e n. Andernfalls hätte ein-e Verständigung mit

Deutschland auf breiterer Grundlage keinen Zweck.

Diese Bemerkungen sind umso mehr angebracht, als nach

deutschen Pressestimmen . . . Deutschland gern den Zollkrsieg
mit Polen beendet sähe. Einige Zeitungen erwähnen dabei zu-

sätzliche Konzessi()nen, aber — Zugunsten Deutschlands.
Deutschland möchte nämlich die Vernachlässigung seiner Hä-

fen beseitigen durch Erlangung von K o n z e s s i o n e n a u f

dem Gebiet unserer Hafenoolitik, also auf

dem Gebiet, das Symbol und Hauptfaktsor der Befreiung Po-

lens von Deutschland ist. Man braucht wohl nicht hinzuzu-

fügen, daB solche Konzeptiosnen nur als f r o m m e W ü n s c h e

d e r d e u t s c h e n P r e s s e behandelt werden, keineswegs
aber die Grundlage ernster Gespräch-e sein können«.« (»Co·
dzsienna Gozseta Hiamdl»oiwia«Nr. 111«.,15. 1i. 11964.)

Ebenswlls sgiesgen die 3susdilligsungder Mieistlbegünstigungskiaussel
an Deutschlands wendet sichIein-e andere Zsesistunsgsstimkmedie dar-

ausf hin-weist, idsasßschsosndie Geruch-te süiber die Zulbsjllsigiungvier-

schsiedener Zollermäsßigmmgenian Deutschland bei der psolinischen
Industrie große Unruhe ausgelöst habe, und schließlichfeststellt:
»Man kann sagen, daB dass Schwergewicht »der Vorteile, die

bei einer Verständigung mit Polen Deutschland zufallen wür-

den, uimso grölzer wäre, je breiter die Grundlage dieser Ver-
ständigung sein würde. So würde z. B. der Abschlulz eines auf
die Meistbegünstigungsklausel gestützten tariflosen Vertrages



für Deutschland weit vorteilhafter sei-n als für Polen. Denn

mit dem AbschluB neu-er Handels-verträge durch uns wächst

die Zahl der Ermälzigungem die Deutschland ausnutzen könnte.

Die Meistbegünstigungsklausel würde also

Deutschland auf unserem Markt wachsende

Vorteile verschaffen.

Umgekehrt stellt sich die Lage für uns dar. Die deutsche

Handelspolitik geht darauf hin, sich von den gebundenen Sät--

zen zu befreien-. Infolgedessen würden di e V o r te il e , d i e

die Meistbegünstigungsklausel Polen ge-

währen würde, recht problematischen cha-

rakter besitzen-«

l,,J. K. c.« Nr. 14, 14· 1.. 1934-.1

poteu und der deutsaisfcauzsstscheWirtschastskousiikb
Zu dem vernichten-zösischenHassi»d«elis-ksonfi1ikst,der in Pollen

Mk größte-m Interesse verfolgt wird —- da Polen gegenwärtig
mit beiden Staaten über den Abschluß neuer Handelsvertrkäge
svethsansdelt— erklärt die verbreitetste polniischseWirtschasfstszeitung
UAllesiährfolgend-es:

Die jukeknakjokmle Hsangdelssposlistiikder letzten Zeit sei gekenn-
zeichnet durch eine unaufhörlich-eSteigerung protektisosnistischer
Maßnahmen und den —- damit verbundenen —- Ausbkuschi immer

neuer WirtschsaftsskonsflikteMan klöinsneohne llbertreiibusng sagen,
naß wohk kein einzig-es Land an solchen Konflikten — aktiv oder

passiv —- Upnheketlslgtgeblieben sei-; den Nesksord aber halt-e Deutsch-
land, dass mit den verschiedensten Ländern Wirtschasftskämpfe
führe Besonders lbeiachtlischsei idser deutsch—-sr"an.zösisscheKonflikt-:
sownhii wieger des Umfangs des deutsch-französischenHandels als
asusch »wegen sdes scharfen Verlaufs dieses Kampfes, dessen End-e
so sbald nicht zu erwarten sei.
»Bei-de Seiten haben noch eine ganze Reihe von Kampf-

mitteln zu ihrer Verfügung. insbesondere kann Frankreich
im Rahmen seines neuen Kontingentsystems die Zuteilung von

Kiontingenten für die Einfuhir aus Deutschland . . . um 75 Z
vermindern . . . Möglich ist auch die Kündigung des Vertrages
von 19s27.

Sollte sich der Konflikt weiter verstärken, so würde die
Handelsisolation Deutschlands, die es letz-
tens durch die Verträge mit Holland und der Schweiz etwas

zu mlildern vermocht hat, mit ganzer Schärfe in Erscheinung
treten. Polen könnte daraus gewisse Vor-
teile ziehens. Gegenüber Deutschland hät-

ten wir bei den begonnenen Verhandlun-
gen über die Milderung des Zollkrieges
stärkeren Grund, ähnlich gegenüber Frank-
reich, mit dem wir bisher nur diie Zoll-
fragen erledigt haben, während die Kon-
tjngentfragen weiter offen geblieben sind.«

l,,Codzienna Gazeta Handlowa« Nr. 7, 1-0. l. 19-34.]

Die Aussichten des polnischen Exports noch Frankreich.
Wie bereit-s mehrfach erwähnt, stoßendie polnischs-f"k«a·nzösissch«en

Handels-vertri:gsiverhsansdilungenasuss immer neue Schwierigkeiten-
und zwar nicht nur, weil Fva.n«kreischdie alten ZoillsersmäszszigUMgen
für seinen Jmposrt nach- Psolsenaufrecht erihailrtenwill, sein-demMich-
weil es durch-aus nicht sgewiillt ist-, die weitgehenden Kontingent
sorderusngenPolens fiiir den Absatz seiner laindwirtschsastliichenEr-

zeugnisse zu erfüllen Wie es um die Aussichten des politischen
Agsrarexports nach Frankreich bestellt ist, erhellt aus folgender

lag-e, in der ungefähr ausgeführt wird:

Mk anzösische Psrotektisonismus der ursprünglich nur zum
Der fmnzösischenProduktion ein-geführtwenden sei, werde

LetztImmer stärker aus-gebaut zsupmasler sich asuch als vorzüglich-e
Emnaksmlequelsleerwiesen habe. Daher würden
.

«le Aussichten des polnischen ExpOktS

lmme»k tra»UI«jger. Was bedeutet es, dalz nach sechs-

m9«nat1-19hen,uberaus mühsseligen Verhandlungen mit Frank-
kelch dle Dolmsche Delegation gewiss-e . . . Kontingente er-

langt hat, wenn gleich darauf die französischen Behörden die
Wareneinfuhr mit einer neuen Abgabe belegen, die jede Han-

13zlk

delskalkulation unmöglich macht? Was bedeutet es, dalz man

suns Ksontsingente ,,gewährt«, wenn die Einführskontingente fran-

zösische Importeure erhalten« die uns ihre Bedingungen dik—

tieren werden?
Frankreichs neue ,,W«isrtschaftspolitiiik« liefert uns schon

einen Vorgeschmack dessen, was uns künftig bevorsteht:

a) der in diesen Tagen mit den Sowjets unterzeichnete Ver-

trag schädigt den Export von polnischem Holz, Gesm·iise, Ge-

flügel, Eiern usw. erheblich, b) die Lizenzgebühren für Kohle

wsurden verdoppelt, c) ab l-. Januar wurden verschiedene

neue Kontingentbeschränkungen und hohe Lizenzgebühren,

u. a-. für Bohnen, Erbsen und Gtrütze, eingeführt,
—

für Grütze, die Frankreich nicht erzeugt, die vorwiegend die

700000 . . . polnischen Auswanderer in Frankreich verzehren,
d) . . . man zwang die polnsischen Exporteure zu einer radi-

kalen Wandlung des Verjkaufssystem«s, das selbst im besten

Falle ihnen nsicht die Mindestgewinne, die das bisherige System
bot, garantiert. Und so geht es weiter — die Lsitanei kann

recht lang werden.

Polens Export nach Frankreich wsisrd bedroht nicht nur

durch die Folgen der Wirtschaftspolitik dieses Lan-des, sondern

im gleichen MaBe durch dsie gewaltige Offensive der Konkur-

renz anderer Länder, die im Kampf um den französischen

Markt alle Kräfte msobilsi«sieren, über die Politik, Wirtschaft,
Handels- und Wirtschaftsorgansisationen oder Privatpersonen

verfügen können.

Die Schlulzfolgerung ist höchst einfach: um auf dem fran-

zösischen Markt vorteilhaft kämpfen zu können, smulz Polen

eine gleiche Mobilisierung aller Kräfte vor-

nehmen«

l,,co«dzienna Gsazeta Handloiw1a« Nr. 11, 1’5. l. 1934t1

Neue Forderungen für den Ausbau der Schiffs-
verbindungen des Gdingenee Hafens.

Die offiziösse ,,G-a:zeta Pol-s—ka«brachte kürzlich »Raindbemer-
kusnsgen zur Sschsiffahrtspsolitiskdes Gdingener Hafens,« in denen
u. a. ausgeführt wurde:

Gdisnigen sei heute bereits nicht nur der führend-eOstseehasfem
sonder-n erlange aiuch immer größere Bedeutung als ,,Bertiesilsu«n.gs-
»h-afen«sür Ost- und Mittelesuropsm so daß Polen bei der Inter-
nastiosnsaslen Sich-iffsahrtskonserenz den Antrag gestellt halbe, Gdin-
gen sails ,,basis harbour« asnszireukennen Fall-s dies-er Antrag —-

hsöchstwsathrsscheinlichschen in allernächst-erZukunft —- durchginsge,
wsürdie das Gsdinsgen bei verschiedenen Schiffohrtsfernverbin-dankten
erhebliche Friaschtsenkusnigen(sbis zu 20 Z) eintragen

Ein-e Betrachtung der Schisfsfahrtssoersbi,ndsu:n«gsenGdingens zeig-e,
daß heute bereits Gdingen Danszig nicht smseihrunter-legen sei, viel-

mehr es verschiedentlich schon überholt habe, nachdem annähernd
40 regusläre Verbindungen mit Häfen in vier Weltteilen geschaf-
fen worden seien. Doch weise das System der Schisf f-
fahrtsverkbindungen Gdingenss, das sim allgemei-
nen den Richtungen des polnischen Außenhandels entspreche,
immer noch- einige Lücken auf, z. B. bersühre
der Ver-kehr SlkandinaoiensMitteL und Osteuropa oder England
——-N-ordsrsasnkreich—SiisdiossteusropaGsdinsgen überhaupt nicht, son-
der-nwer-de bis theute von den deutschen Häsen und Bahn-en ide-
Walsktgst Gisnse auch nur teilweise Ablewkiung dieser- Tronsporte
nach Gdingsen shasbefür sein-e Zulkunsfterstraingige Bedeutung

,,Sofern es sich um ldie erste dieser Richtungen handelt,
d.,. h-. um den —Verkehr zwischen Schweden-
Norwegen und dem Kontinent, so umgeht
dieser bei hochwertigen Gütern Gdingen voll-
s t ä n di g. Gelingen besitzt allein die Massenladungen schwe-
disscher Erze· Die Mehrzahl der übrigen Güter in diesem Ver-
kehr sammelt sich auf den Verskehrslinien zwischen den schwe-
idisohen und deutschen Häfen. Eine besonders wichtige Rolle
in diesen Beziehungen spielt der T r a i e kt T r ä l l e b o r g

—

SaBnitz . . ., der bewirkt, daB nicht nur der Warenver—

kehr, sondern auch der gesamte Passagier- und Touristenver—

kehr zwischen den skandinavischen Ländern und dem Konti-
nent unter Umgebung Polens geschieht. Vor drei Jahren wurde
unter dem EinfluB schwedischer Wirtschaftskreise, die an der
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Entfaltung der Häfen im südlichen Teil des Landes interessiert

sind, diese Frage in Schweden aufgeworfen. Diese Kreise tra-

ten mit dem Projekt . . . einer Trajektverbindung
zwischen Gdingen und Karlskrona — welche

Häfen durch ein-e Entfernung von 240 km-, d· h. ungefähr die

Entfernung Zwischen Trälleborg und Saanitz, getrennt sind —-

hervor.

Diese lnitsiative traf auf völlige Gleich-

gültigkeit von polnischer Seite. Gdingen be-

wsältigte damals ganz andere Verkehrs- und Wirtschaftspro-

bleme, dazu war die technische Ausrüstung des Hafens selbst

noch unzuläsnglich. Heute aktualisisert, unter dem· EinfluB der

internationalen Handelsbeschränkungen, die Verengung der

Handelsaussichten erneut die Frage äuBerster Ausnutzung der

vorhandenen Möglichkeiten; d a s
- P r o b l e m d e r B e -

lebung des Transits und des Verkehrs mit

dem Gdingen zunächst gelegenen Schwe-

den gewinnt daher esine gewiss-e . . . Ak-

tualität. Die Schaffung ein-er Trajesktverbindung zwischen

Gdingen und Karls-krona gehört nicht zu den besonders kost-

spieligen oder gefährlichen Investierungen. Das ain dieser

Frage linteressierte schwedische Kapital würde diesen Plan,
der übrigens schon vor langem auf der anderen Seite der Ost-

see entstand, sicherlich weitgehend fördern. Die Verkehrsbe—

deutuIng eines solchen Trajekts würde sehr groB sein. Sehen

wir schon von der Tatsache ab, daB durch . . . einen solchen

Traiekt der Weg von Stockholm nach Wasrschau., Prag, Wien

oder Budapest qu 10 und mehr Stunden abgekürzt würde,

so ist festzustellen, daB dieser Trajekt un-

bedingt Aussicht hätt-e, die hochwertigen

Transporte zwischen der ganzen skandina-

vischen Halbinsel und dem östlich des Po-

sener Meridians liegenden Teil Europas

zu bewältigen. Dazu kommen noch die mit-

telbaren Vorteile . .. aus der wirtschaft-

lichen· und touristischen Annäherung zwi-

schen Polen und Schweden, welche Beziehun-

gen trotz vieler günstiger Umstände nicht übermäBig ent-

wickelt sind . . .«

Nach Hinweis daran-s, daß immerhin in nächster Zeit schon
eine regusläre Schiffsoerbindung Gdiingen—SItock"holmgeschaffen
würde (d-i·eVerbindung Danszi-g—6tochhiolrnIbsestehtsich-onseit lan-

gem! Red.), wendet sich der Ausfsatz noch der bisher ungelösten
Frage der Verbindung Gdiingesns mit den

französischen nnd englischen Westhäsen zu-.

Dies-eiWesthöfen seien die Verkeher- uind Handelsbacfis fiir
die iiilberseeischsenDsominien um«-dKolonien Bei der ,,fortsschreiten-
den Marinisierusng des polnifchen Handels-« sei das Problem der

Verbindung Gidingenå mit Liverpool, Bordieanx, Cherboiusrig soder

Masrfeille keine nebensächlicheFrage m-e:hk,

»Es ist das zwar keine Notwendigkeit der nächsten Mo-

nate, aber die Expansion der Einflüsse und der Arbeit Gdin-

gens als Welthafen muB künftig über den Atlantik und seine

Häfen führen. Die Einstellung der Seeverkehrspolitisk auf diese

Richtung ist schon heute höchst angebracht. Dazu kann der —-

trotz auBerordentlich schwerer Bedingungen sich entfaltende
— polnischænglische Handel sich nicht ausschlielzlich auf die

Verbindung mit dem Südostteil Englands stützen, denn die

westlichen Tieile dieses Landes haben ebenso groBe chancen

für eine Handelsannäherung zu Polen . . .«

[,,Gazeta Polska« Nr. az, 22. 1-. 1934.]

Die politischen Staatsschuldem
Bei der- Beratusng des politischen Staakghwusghwkkzfür 1934 35

nnterbreitete der Berichterstatter (v. Butten-Czapski) der Hausg-

ihaltsbomimiissiondes Sejm nach- ksurzen Mitteilungen iiber die ver-

schiedenen, l91·8—1933 vton Polen im- ans und Auslande auf-
genommenen Anleihen folgende Angaben über ihren gegenwär-
tigen Stand:

Es betrügen die

Jnlaindsschnlden 627 086 515,117 Zloty
Anstandsschulden Z 569 7718 MJR Zloty

Gesamtschuilden 4 196 864 890,04 sioty

Dazu ksämen noch verschiedene Stasaptågarantiem u. a-. für die

fsranzösischeKohlenbahnanleiha Fiiir den Schsusldendsienstseien ism

Haushalt für 1-93-4—35 vorgesehen:

Innere Schulden 62 550 750 Zloty
Auglasndåschuslsden11s8 908 390 Zloty
Stnatågarantien 14261160860 leoty

1194 070 l0100 Zloky

Der Stan der Auslandswähirnngen habe Pol-MS Sckwaksschsuld
(auch Inlasndsanleiheny erheblich vermindert Pol-en hab-e durch
den Dollarstusrz M 7l1l8s984,dsusrchden Plfusndsturz BA424 1t23 Zlosty
gewonnen, in«ågesam-tals-o — nngerechinet die Gewinne aus- dem

Sturz der sskandinavischen Wähmngen — 10061433100 stka
(oerg.ls.auch IM, Nr. ti, S. W«). Das HooversMorastsoriutn und

der Währungssturz hlätten den Schnldendsienst bedeutend entlastet,
fsiir das Jahr 119614)—J3-5seien nun 194 07l004040 Zioty gegen
27759192 229 leoty im Borjahre angesetzt

In der Beratung stellte der nationaldemioksvatischeAbgeordnete
Rymar u. a. die Frage, an welche Staaten die Zahlungen ein-

gestellt worden seien, »wenn der Schsnldendiienst an das Aus-band

gegeniiber 1936—Z4 von l276 ans 111l9 Millionen Zioty verringert
worden sei. Ferner:
»Wie stehen unsere internationalen Abrsechnungen . .

, aus

den FriedensverträgenP Seit zwei Jahren hört man nichts

mehr von der Tätigkeit der Abrechnungskommission, nichts

von der im Rigaser Vertrag vorgesehenen Entschädigung von

30 Millionen Goldrubel, nichts übe-r die . · . Liqusidation der

Ansprüche polnischer Staatsbürger an die deutsche Regierung,
für die nach dem Liqui«diatisonsabkomrnen Polen eine ange-

messene Entschädigung zu gewähren hat«

Aus der Antwort des Depart-mentådisrsektorå New-ask vom

politischen Finanzministeriusm ans dieer Fragen teilt die cRegie-
"

rungspresse nur folgend-e Anssfsiihsrungenmit:

»Der Abgeordnete Rymar . . . hat behauptet, dalz Polen ver-

sch«iedene Verpflichtungen nicht erfülle, und daB in dieser Frage

all-es still sei. DaB alles still bleibt, ist für uns eine günstige

Erscheinung. Es Hist nicht vorgekommen, daB Polen als erstes

Land die Einstellung irgendwelcher Zahlungen begonnen hätte

oder daB wir, von der Kriegsschuld abgesehen, nicht bezahlt

hätten, wozu wir vertraglich verpflichtet waren. Was aber die

Krisegsschuld an Amerika betrifft, so hängt die Einleitung von

Verhandlungen hierüber nicht von uns ab, und zweifellos liegt
die Beschleunigung der Verhandlungen nicht in unserem In-

teresse; Gott verhüte, daB wir als erste die Verhandlungen

begannen. Aus gewissen, sehr wichtigen Gründen, haben wir

1924 als erste einen Vertrag über die Konsolidierung der Kriegs-

schuld geschlossen, und gerade daher waren die Bedingungen

für uns beschwerlicher als für andere Staaten, die solche Ver-

träge später schlossen . . ,

Der Abgeordnete Rymar hat die Frage berührt, ob nichtver-

handlungen über eine Reduktion der Schuldzinsen geführt werden

könnten . . . Zu solchen Verhandlungen kann man nur durch

Nichterfüllung der Verpflichtungen gelangen. Wer aber nicht

zahlt, ist ein Bankrotteur. Deutschland ist diesen Weg ge-

gangen, wir werden ihn nicht beschreiten . .

l,,Codzien-na" Gazeta Handlowa« Nr. 12-, is. l. 1934; »Ga-
zeta Polska« Nr. 16, ls6. 1. 19841
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